
Die Synode vom 3. Juni 2026 hat folgende Gesetzesänderungen beschlossen. Diese
Änderungen treten mehrheitlich am 1. Oktober 2026 in Kraft treten (für einzelne Be-
schlüsse gelten abweichende Zeitpläne, die bei den jeweiligen Themen ausgewiesen 
sind). Hier eine Zusammenfassung der beschlossenen Änderungen:

Wahlen
Die Synode wählte Catherine Berger für das Kirchenratspräsidium der neuen Amtsperiode. 
Damit sprach sie sich zugleich für eine Trennung zwischen strategischer und operativer 
Ebene bei der Landeskirche aus – eine Änderung der Führungsstruktur, die ab 2027 wirk-
sam wird. Die übrigen fünf bisherigen Kirchenratsmitglieder wurden ebenfalls klar wiederge-
wählt. Die Wahl für den verbleibenden sechsten Sitz im Kirchenrat wurde auf die November-
Synode verschoben. Alle Mitglieder des Rekursgerichts wurden wiedergewählt.

Jahresbericht und Jahresrechnung 2025
Der Jahresbericht 2025 zeigt, dass sich die Landeskirche in einem Veränderungsprozess be-
findet. Im Vordergrund stehen das Kirchenfest 2025 sowie erste Erfahrungen mit neuen Ko-
operations- und Projektformen.
Die Jahresrechnung 2025 wurde von der Synode genehmigt und weist einen Ertragsüber-
schuss aus. Dieser ist jedoch auf Sondereffekte wie Stellenvakanzen und verschobene Pro-
jekte zurückzuführen und darf nicht als Zeichen einer dauerhaft verbesserten Finanzlage in-
terpretiert werden.

Personal und Besoldung (in Kraft ab 01.01.2027)
Im Personalbereich wurden zwei Anpassungen beschlossen:
Der Besoldungsindex für 2027 wird von 115.2 auf 116.0 Punkte erhöht. Die Anpassung er-
folgt auf Basis des Landesindexes der Konsumentenpreise und führt zu höheren Mindest- 
und Richtlöhnen. Die erhöhten Lohnkosten sind im Voranschlag 2027 zu berücksichtigen. 
Die aktualisierte Lohntabelle sowie der Lohnrechner in der Version 4.0 stehen im WikiRef zur 
Verfügung.
Der monatliche Abzug für die Nutzung von Pfarrhäusern und Pfarrwohnungen wird von CHF 
1 500 auf CHF 1 600 erhöht. Auch diese Anpassung folgt der allgemeinen Kostenentwick-
lung.

Sozialversicherungen: Vereinheitlichung (Umsetzung gestaffelt zum 1.1.2027 und 
1.1.2029)
Die Synode hat die Vereinheitlichung der Krankentaggeld- und Unfallversicherungen für alle 
Kirchgemeinden beschlossen. Ziel ist ein einheitliches System, das administrative Vereinfa-
chungen und Effizienzgewinne ermöglicht.
Für Kirchgemeinden bedeutet dies, dass bestehende individuelle Versicherungslösungen 
mittelfristig durch ein standardisiertes Modell ersetzt oder angepasst werden. Die bisherige 
Autonomie bei der Wahl des Versicherungsmodells entfällt damit. Kirchgemeinden sollten 
ihre bestehenden Versicherungsverträge bereits jetzt prüfen und sich auf eine Umstellung 
vorbereiten.

Erweiterung des passiven Wahlrechts (in Kraft ab Amtsperiode 2027–2030)
Die Synode hat das passive Wahlrecht wesentlich erweitert. Neu können sich stimmberech-
tigte Mitglieder der Reformierten Kirche Aargau in allen Kirchgemeinden zur Wahl stellen – 
unabhängig von ihrem Wohnsitz. Dies gilt für Wahlen in die Kirchenpflege, die Synode sowie 
die Rechnungsprüfungskommission.
Hintergrund ist die zunehmende Schwierigkeit vieler Kirchgemeinden, geeignete Personen 
für Behördenämter zu finden. Zudem trägt die Änderung der steigenden Mobilität der Mitglie-
der Rechnung.
Für Kirchgemeinden ergibt sich daraus eine doppelte Erleichterung: Der Kreis potenzieller 
Kandidierender für die Kirchenpflege wird deutlich erweitert. Ausserdem verlieren Behörden-
mitglieder bei einem Wegzug aus der Kirchgemeinde ihren Sitz nicht mehr automatisch. Der 



lokale Bezug bleibt gewährleistet, da mindestens die Hälfte der Kirchenpflegemitglieder wei-
terhin in der Kirchgemeinde wohnhaft sein muss.
Die Mitgliedschaft in der Landeskirche bleibt in jedem Fall Voraussetzung für die Wählbar-
keit.

Archivierung in der Landeskirche und den Kirchgemeinden (laufender Transformati-
onsprozess)
Die Synode hat die gesetzlichen Grundlagen zur Archivierung angepasst. Die Änderungen 
stehen im Zusammenhang mit der Einführung eines neuen Geschäftsverwaltungssystems 
und der schrittweisen Überführung von Archivbeständen in das Staatsarchiv. Ziel ist eine ein-
heitlichere und professionellere Aktenführung sowie eine bessere langfristige Sicherung der 
Unterlagen.
Kirchgemeinden sind aufgefordert, ihre eigenen Prozesse zur Dokumentenführung und Ar-
chivierung zu überprüfen und bei Bedarf anzupassen. Dem Umgang mit digitalen Dokumen-
ten kommt dabei wachsende Bedeutung zu.

Immobilienstrategie: Verkauf von Liegenschaften aus dem Besitz der Landeskirche
Die Synode hat dem Verkauf eines Einfamilienhauses sowie von vier Eigentumswohnungen 
zugestimmt. Der Entscheid ist Teil einer strategischen Neuausrichtung im Umgang mit Im-
mobilien.
Begründet wurde der Verkauf damit, dass die Bewirtschaftung von Wohnliegenschaften kein 
Kerngeschäft der Landeskirche ist. In den konkreten Fällen war zudem das Verhältnis zwi-
schen Aufwand und Ertrag ungünstig. Kritisiert wurde ausserdem, dass durch vergünstigte 
Vermietungen indirekte Unterstützungsleistungen entstanden, die nicht transparent im Bud-
get ausgewiesen waren.
Für Kirchgemeinden hat dieser Entscheid vor allem Signalwirkung: Auch auf lokaler Ebene 
sollte die Wirtschaftlichkeit von Liegenschaften stärker geprüft und deren strategische Be-
deutung hinterfragt werden. Zentral ist dabei die Frage, inwiefern vorhandene Liegenschaf-
ten einen Beitrag zum kirchlichen Auftrag leisten.


